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MÜNDLICHE ANFRAGE MIT AUSSPRACHE O-0008/04
gemäß Artikel 42 der Geschäftsordnung
von Philippe Herzog im Namen der GUE/NGL-Fraktion
an die Kommission

Betrifft:Strategie der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (Daseinsvorsorge)

Nach der Abstimmung des Europäischen Parlaments vom 14. Januar 2004 über die Entschließung 
P5_TA(2004)0018 zu den Dienstleistungen von allgemeinem Interesse muss die Kommission 
mitteilen, welche Vorschläge sie in diesem Bereich zu unterbreiten beabsichtigt. Auf der Brüsseler 
Minitagung vom 28. Januar 2004 bestätigte Kommissionsmitglied Mario Monti, dass in der 
Kommission derzeit über ein „Paket“ (Mitteilung, Beschluss, Rahmenregelung) debattiert werde, mit 
dem die finanziellen Ausgleichsleistungen für die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse durch 
Auslegung der Vorschriften für staatliche Beihilfen geregelt werden sollen. Dieses Paket, dass weder 
der Konsultation über das Grünbuch noch der Entschließung des Europäischen Parlaments Rechnung 
trägt, könnte dem Kollegium schon im Februar vorliegen. Die Annahme eines solchen Pakets, das die 
Gefahr einer Verschärfung der derzeit geltenden Praktiken und folglich einer erhöhten 
Verunsicherung der Erbringer der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse birgt, wäre besonders 
unangebracht und, kurz gesagt, inakzeptabel. Die Kommission hat die Pflicht, zuerst politische 
Schlussfolgerungen aus der umfassenden Konsultation zu ziehen, die auf das Grünbuch folgte. Eine 
solide Verknüpfung zwischen diesen Schlussfolgerungen ist unabdingbar, wenn man die förmliche 
und wiederholte Forderung des Parlaments nach einem Rechtsrahmen nach dem 
Mitentscheidungsverfahren und die Modalitäten und Beschlüsse zu Ausgleichsleistungen 
berücksichtigt. Gesonderte Schlussfolgerungen zu den Ausgleichsleistungen wären so rechtswidrig 
wie übereilt, was wir hingegen benötigen, ist ein ernsthafter und ausgewogener Text, in dem die 
Wahl- und Verwaltungsfreiheit der öffentlichen Körperschaften gewahrt bleibt.

Welche genaue Verknüpfung stellt die Kommission zwischen den Schlussfolgerungen des Grünbuchs 
(Weißbuch zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse) und dem „Paket“ zu den finanziellen 
Ausgleichsleistungen her?

Wird sie insbesondere dafür sorgen, dass sie vor jedem Paket mit spezifischen Vorschlägen zu den 
Ausgleichszahlungen in ihre Schlussfolgerungen die Bemerkungen aus der öffentlichen Konsultation 
einfließen lässt?

Wie gedenkt sie die Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse vom 14. Januar 2004 zu berücksichtigen?

Wie sieht insgesamt ihr genauer Zeitplan aus?
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